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VDV-Stellungnahme zum Entwurf des Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchenverband des Öffentlichen Personen- und 
Schienengüterverkehrs mit rund 700 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450.000 Beschäftigten, be-
grüßt den Entwurf des Masterplans Ladeinfrastruktur sehr und bedankt sich für die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme. Für die Verkehrsunternehmen ist das Laden von Elektrobussen nach wie vor mit erheblichen 
finanziellen und bürokratischen Hürden verbunden. Dies beeinträchtigt den Ausbau der Elektromobilität 
im öffentlichen Verkehr. Wir begrüßen deshalb die vorliegende Initiative zur Förderung des Ladeinfra-
strukturausbaus für Busse und bitten dringend darum, rechtliche Hindernisse bei deren Nutzung durch 
die Verkehrsunternehmen, Subunternehmer, Kommunen und Mitarbeiter zu beseitigen und für eine effi-
ziente Nutzung der Ladeinfrastruktur auch für Verkehrsunternehmen die Stromspeicherung zu erleich-
tern. 

Im Einzelnen: 

Kapitel I: Punkt 5: 

1. Die Förderung der Ladeinfrastruktur in Depots und Betriebshöfen für Busse ist für die Transformation 
des öffentlichen Verkehrs sehr wichtig. Die Verkehrsunternehmen können den hierfür erforderlichen 
Umbau der Betriebshöfe und deren Ausrüstung mit moderner Ladeinfrastruktur sowie die Erfüllung 
erhöhter Brandsicherheitsanforderungen nicht alleine leisten. Hier entstehen erhebliche Mehrkosten, 
deren Investition vor dem Hintergrund der flächendeckenden Dekarbonisierung des Verkehrs jedoch 
notwendig sind. Dies gilt auch vor dem Hintergrund zwingender gesetzlicher Regelungen wie der CVD, 
die die Verkehrsunternehmen verpflichten, bis 2030 überwiegend Elektrobusse zu beschaffen. Dies 
ist ohne finanzielle Unterstützung bei der Transformation der Betriebshöfe kaum möglich. 
 

2. Zu den finanziellen Herausforderungen für die Verkehrsunternehmen treten zusätzliche rechtliche 
Hürden, die eine effiziente Nutzung der Ladeinfrastruktur erheblich erschweren. Zwar ist das Laden 
eigener Fahrzeuge derzeit rechtlich möglich, ohne dass das einzelne Verkehrsunternehmen zum Netz-
betreiber oder Energieversorger wird. Ein darüberhinausgehender, praktikabler und sinnvoller Ein-
satz der Ladeinfrastruktur ist jedoch aufgrund der regulatorischen Hürden derzeit rechtssicher nicht 
möglich und erschwert den Hochlauf der Elektromobilität erheblich.  

Insbesondere nach der jüngsten Entscheidung des EuGH zur Unionsrechtswidrigkeit der nichtregu-
lierten Kundenanlage im EnWG (EuGH, Urt. v. 28.11.2024, Rs. C-293/23) ist das Risiko groß, dass die 
Lade- und Strominfrastruktur von städtischen Schienenbahnen, O-Bussen und Batteriebussen bei 
Abgabe von Strom an Dritte plötzlich nicht mehr als Letztverbrauchsanlage, sondern als reguliertes 
Netz angesehen wird. Hier benötigen die Verkehrsunternehmen dringend Rechtssicherheit für die 
folgenden Anwendungsfälle (bei denen natürlich die erforderliche messtechnische Abgrenzung, ins-
besondere für Umlagen und Stromsteuer, gewährleistet wird): 

a) Lademöglichkeit für Subunternehmer, die Liniendienstleistungen für sie erbringen, an der ei-
genen Ladeinfrastruktur, ohne selbst (energiewirtschaftsrechtlich) zum Netzbetreiber oder 
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(stromsteuerrechtlich) zum Versorger zu werden. Andernfalls würden die aktuellen rechtli-
chen Risiken einer Regulierung den Hochlauf der Elektromobilität im öffentlichen Verkehr 
mit Bussen erheblich behindern; 

b) Nutzung betrieblicher Ladeinfrastruktur durch andere elektrische Betriebsfahrzeuge der 
Kommune und mit ihr verbundene Unternehmen (z. B. elektrische Müll- oder sonstige Kom-
munalfahrzeuge); 

c) Ermöglichung des Betriebs öffentlicher Ladepunkte an Stromversorgungsanlagen von städti-
schen Schienenbahnen, O-Bussen und Batteriebussen, entweder durch diese oder Dritte Be-
treiber. Damit könnte der Ausbau öffentlicher Ladeinfrastruktur in Ballungsräumen beschleu-
nigt werden; 

d) Nutzung betrieblicher Ladeinfrastruktur für private Fahrzeuge von Mitarbeitern, um den Um-
stieg auf Elektromobilität zu unterstützen. 

Diese komplementären Einsatzbereiche sind betriebswirtschaftlich zweckmäßig, können den optima-
len Nutzen eingesetzter Fördergelder realisieren und zugleich einen erheblichen Beitrag zur Dekarbo-
nisierung des Verkehrs insgesamt (und damit der Erreichung der sektorbezogenen Klimaschutzziele) 
leisten. Derzeit ist dies, trotz der vorliegenden technischen Möglichkeiten und einer sauberen Ab-
grenzung zu unternehmenseigenem Strom, nur mit erheblichen rechtlichen Risiken für die Verkehrs-
unternehmen möglich. Hintergrund sind sowohl die Regelungen des Energiewirtschafts- und 
Stromsteuergesetzes aber auch die Rechtsprechung von EuGH und BGH zur Kundenanlage, die für er-
hebliche rechtliche und finanzielle Risiken der Verkehrsunternehmen bei der Weitergabe von Strom 
an diese Nutzer und damit zu einer Hemmung der Entwicklung im Bereich der Ladeinfrastruktur von 
Verkehrsunternehmen führen. 

3. Darüber hinaus ist es von großer Wichtigkeit, die rechtssichere Nutzung betrieblicher Stromspeicher 
auch für die Verkehrsunternehmen zu ermöglichen und bestehende Belastungen abzubauen. Leider 
wurde die Doppelbesteuerung von Speichern der Verkehrsunternehmen im Entwurf eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes bisher beibehalten, indem die Zwi-
schenspeicherung ihres begünstigten oder rekuperierten Stroms nicht in § 5 Abs. 4 StromStG-E auf-
genommen wurde. Dies macht die Zwischenspeicherung von Strom für die Verkehrsunternehmen un-
attraktiv und teuer und widerspricht damit den Zielen des Masterplans Ladeinfrastruktur zur Förde-
rung der Elektromobilität. 

Speicher von Verkehrsunternehmen sind sowohl steuerlich (§ 5 Abs. 4 StromStG -Entwurf eines Drit-
ten Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes) als auch umlagerechtlich (§ 
21 EnFG) benachteiligt, wenn sie zur Zwischenspeicherung zurückgespeister Strommengen dienen. 
Dabei bietet ein Ausbau dieser Speicher die Möglichkeit (1.) weniger Kapazität vorgelagerter Netze in 
Anspruch zu nehmen, (2.) Energieeffizienter zu werden und (3.) (vorbehaltlich der Sicherstellung des 
ordnungsgemäßen Betriebs des öffentlichen Verkehrs) netzorientierte und netzentlastende Steuerung 
zu ermöglichen und damit dem bidirektionalen Laden vergleichbare oder sogar überlegene Potenziale 
zur Netzentlastung zu bieten. 

Kapitel I: Punkt 5: 

Im Zusammenhang mit dem Aufbau öffentlich zugänglicher Lkw-Ladeinfrastruktur für den Fernver-
kehr, bitten wir um die Einrichtung ausreichender LKW-Ladeinfrastruktur im Bereich der kombi-
nierten Verkehre. An den Verlade- und Schnittstellen zwischen Schiene, Häfen und Straße müssen 
LKW systembedingt Wartezeiten überbrücken, z.B. weil Ladeslots in den Terminals und an den Lade-
stellen der Kunden abgewartet werden müssen. Diese Punkte bieten sich folglich sowohl zur Lkw-La-
dung im Fernverkehr als auch zur Förderung systemübergreifender Transporte an.  

Kapitel II: Punkt 17: 

Der VDV begrüßt ebenfalls den vom BMV initiierten Dialog und die Austauschformate der Nationalen 
Leitstelle Ladeinfrastruktur und Länder mit den Kommunen bei der Errichtung und dem Betrieb von 
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Ladeinfrastruktur. Eine solche Hilfestellung bei der Errichtung und dem Betrieb von Ladeinfrastruk-
tur ist insbesondere für kleine und mittlere kommunalen Verkehrsunternehmen ebenfalls von großer 
Bedeutung und sehr hilfreich. Auch sie sind in dieser komplexen Materie auf einen Austausch und 
Unterstützung angewiesen. Wir bitten deshalb darum, die kommunalen Verkehrsunternehmen 
und/oder den VDV als Multiplikator in diese Kommunikation einzubeziehen, um so den Aufbau der 
Ladeinfrastruktur auch bei den kommunalen Verkehrsunternehmen zu unterstützen. 


